
Während in Thüringen seit 1995
die Aufwandsentschädigungen

für hauptamtliche Bürgermeister und
Landräte um 51 Prozent und für ehren-
amtlichen Bürgermeister um 37 Pro-
zent stiegen, wurden die der Gemein-
de- und Stadträte sowie der Kreistags-
mitglieder seit mehr als 15 Jahren ein-
gefroren. Die Dienstaufwandsentschä-
digungen für die hauptamtlichen kom-
munalen Wahlbeamten wurden seit
1995 bereits elf Mal erhöht. Die letzte
Erhöhung erfolgte Anfang November
im Vorgriff auf April 2012, den Zeit-
punkt der Kommunalwahlen.

Dabei sind die gesetzlichen Ermäch-
tigungsgrundlagen für die hauptamtli-
chen kommunalen Wahlbeamten und
für die ehrenamtlichen Gemeinderäte
und Kreistagsmitglieder unterschied-
lich ausgestaltet. Zumindest die haupt-
amtlichen Bürgermeister und Landräte
erhalten ihre üblichen Bezüge. Eine
spezielle gesetzliche Grundlage für ei-
ne zusätzliche Aufwandsentschädi-
gung gibt es nicht. Die ehrenamtlichen
Bürgermeister und Gemeinde-
räte/Kreistagsmitglieder haben hinge-
gen aus der Kommunalordnung abge-
leitet einen Rechtsanspruch auf „ange-

messene“ Entschädigung des Aufwan-
des. Hier stellt sich schon die Frage, ob
die Landesregierung die vom Gesetz
übertragene Kompetenz zur detaillier-
ten Ausgestaltung der Entschädigungs-
regelungen einseitig zum Vorteil der
Bürgermeister und Landräte ausnutzt.
Die Thüringer Landesregierung regelt
die Höchstbeträge der Aufwandsent-
schädigungen in einer Verordnung.
Der Landtag ist nach dem Willen von
CDU und SPD nicht beteiligt. 

Bürgermeister verzichten nicht

Die Aufwandsentschädigung ist
nicht mit den Diätenzahlungen an
Landtagsabgeordnete zu vergleichen.
Vielmehr wird mit ihr der Aufwand für
die Mandatswahrnehmung pauscha-
liert abgegolten, abhängig von der Ein-
wohnerzahl. Von Bürgermeistern und
der Öffentlichkeit dazu geäußerte Kri-
tik ist unverständlich. Gemessen am
zeitlichen Aufwand der Mandatsaus-
übung hat die Aufwandsentschädigung
eigentlich nur Symbolcharakter. Kei-
nesfalls kann man in diesem Zusam-
menhang von Selbstbedienungsmenta-
lität oder Bereicherung sprechen, auch

wenn vor Ort darüber diskutiert wird,
die ohnehin geringen pauschalen Ent-
schädigungen für die Gemeinderäte
und Kreistagsmitglieder zu kürzen, um
so einen Beitrag zur Konsolidierung
der Haushalte zu leisten. Diese Forde-
rungen werden zumeist von den Bür-
germeistern gestellt, die sich auf die re-
gelmäßige Anpassung ihrer Entschädi-
gungen verlassen konnten und darauf
nicht verzichten wollen.

DIE LINKE fordert von der Landes-
regierung eine Gleichbehandlung der
kommunalen Wahlbeamten und der
Mandatsträger. Wenn aufgrund der all-
gemeinen Preis- und Einkommensent-
wicklung die Aufwandsentschädigun-
gen der Wahlbeamten erhöht werden,
muss dies auch für die Gemeinderäte
im gleichen Maße gelten. Allein seit
1995 hat es einen allgemeinen Wert-
verfall durch die Inflation von rund 23
Prozent gegeben. Daher kann heute
nicht mehr davon ausgegangen wer-
den, dass der gesetzliche Anspruch der
angemessenen Entschädigung des Auf-
wandes für ehrenamtliche Kommunal-
politiker eingehalten wird.

Frank Kuschel, Sascha Bilay

Für eine angemessene Entschädigung

„education4kenya“

Mit großem Tamtam war man am
12. Januar vorgeprescht: Thüringen
solle sich auf Bundesebene für einen
allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohn von 8,33 Euro pro Stunde ein-
setzen, hatten Wirtschaftsminister
Matthias Machnig und Kultusmini-
ster Christoph Matschie (beide SPD)
in einer Pressekonferenz gefordert.
Machnig und Matschie konnten vor
Kraft kaum laufen. Und einen „Mei-
lenstein auf dem Weg weg vom
Niedriglohnland Thüringen“ wollte
ihr Parteifreund, der SPD-Bundes-
tagsabgeordnete Steffen-Claudio
Lemme, ob der forschen Rhetorik
bereits gesehen haben. Doch bei tief
stehender Sonne werfen selbst Zwer-
ge lange Schatten... Es sollte bei fol-
genlosen Visionen bleiben.

Die Angelegenheit geriet nämlich
zum Paradebeispiel, wie die Regie-
rungskoalition in Thüringen das erst-
rangige Thema Mindestlohn dritt-
klassig beerdigt. Der Koalitionspart-
ner CDU reagierte in Pawlowscher
Manier. Staatskanzlei-Ministerin
Marion Walsmann kanzelte die SPD
ab: der Vorstoß wirke „wie ein Rück-
griff in die staatssozialistische Kla-
mottenkiste“. Mit dem Staatssozia-
lismus und seinen Klamotten kennt
sich Walsmann bestens aus – die an-
passungsfähige Juristin hatte es sei-
nerzeit für die DDR-CDU bis in die
Volkskammer gebracht. Auch Mini-
sterpräsidentin Christine Lieber-
knecht winkte ungnädig ab: eine ta-
rifliche Lohnuntergenze ja, gesetzli-
che Mindestlöhne nein.

Es kam, wie es kommen musste:
kein Engagement auf Bundesebene,
dafür redet die SPD jetzt mit der
CDU in einer Arbeitsgruppe. Koali-
tionäre Gruppentherapie statt not-
wendiger Aktion. Der Mindestlohn
„Made in Thüringen“ entfacht kei-
nen bundespolitischen Sturm, denn
er ist nur ein lauer sozialdemokrati-
scher Darmwind. Die freistaatliche
SPD, als Tiger gestartet, landet als
Bettvorleger der CDU.

Laue Luft

Thüringer Landesregierung behandelt Bürgermeister und Gemeinderäte nach unterschiedlichem Maß
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Wie der Landtag in einer Pressemit-
teilung informiert hatte, reiste die Vi-
zepräsidentin des Thüringer Landtags,
Dr. Birgit Klaubert (DIE LINKE), vom
13. bis 23. Januar nach Kenia. Als Mit-
glied und Patin im Verein „educati-
on4kenya“ besuchte sie u.a. die Schule
„Elimu Ya Kenya-Altenburger Land“.
Der ursprünglich aus Altenburg stam-
mende Hilfsverein hatte die Schule am
28.01.2010 in Mombasa eröffnet, der-
zeit werden Spenden für den Anbau
von vier weiteren Klassenräumen ge-
sammelt. Für die Bewältigung dieses
zweiten Bauabschnitts werden insge-
samt 25.000 Euro benötigt. Auch
Landtagspräsidentin Birgit Diezel
(CDU) unterstützt das wohltätige Pro-
jekt. Sie sagte: „Der nachhaltige Ein-
satz gegen Armut und Bildungsdefizite
in ärmeren Ländern ist für uns als In-
dustrienation eine moralische Ver-
pflichtung. Die Arbeit von ‚educati-
on4kenya’ in Hinblick auf den Ausbau
der Schule finanziell mitzutragen, ist
daher eine schöne Aufgabe.“ 

Der Verein „education4kenya“ setzt
sich seit 2005 für die Förderung der
Bildungsarbeit zur Vermeidung von
Armut in Kenia ein. Neben dem Schul-
neubau bietet der Verein durch eine Pa-
tenschaft auch die Option, keniani-
schen Kindern den Besuch der Schule
zu finanzieren. Bereits über 200 Kin-
dern wurde so der Schulbesuch schon
ermöglicht. Im Rahmen ihres Besu-
ches in Kenia informierten sich Birgit
Klaubert und ihre LINKE Fraktions-
kollegin und ebenfalls Altenburger Ab-
geordnete, Michaele Sojka, auch über
den Lernfortschritt ihrer zwei Paten-
kinder. Birgit Klaubert engagiert sich
seit 2006 für den Verein.                    

Erneuter Todesfall im Justizvollzug
Mit Blick auf den neuerlichen tragi-

schen Todesfall in der Justizvollzugs-
anstalt (JVA) Tonna am 18. Januar for-
derte Ralf Hauboldt, Justizpolitiker der
Linksfraktion, „nicht nur eine umfas-
sende Analyse dieses Falls“. 

Nachdem es in den letzten zwei Jah-
ren in Tonna zwei Todesfälle mit unge-
wöhnlichen Umständen gab und es
auch in anderen Thüringer JVAen, z.B.
in Hohenleuben, in den vergangenen
Jahren zu folgenreichen Versäumnis-
sen bei der medizinischen und thera-
peutischen Versorgung gekommen ist,
„muss schnellstens eine intensive Dis-
kussion zur Aufdeckung und Behe-
bung struktureller Probleme in den Be-
reichen medizinische und therapeuti-
sche Versorgung erfolgen“.

Vor allem mit Blick auf die Beset-
zung vakanter Arzt- und Facharztstel-
len sei dies notwendig. Es sollte auch
die Möglichkeit geprüft werden, die
gesundheitliche Betreuung in JVAen
über medizinische Versorgungszentren
sicherzustellen. Außerdem müsste die
offensichtlich in Thüringen vorhande-
ne Praxis auch nichtärztliches bzw.
Personal ohne Fachausbildung bei der
medizinischen Betreuung in JVAen
(z.B. bei der Ausgabe von Medikamen-
ten) einzusetzen, sehr kritisch unter die
Lupe genommen werden. 

Vor allem müsse zur Sicherheit der
Gefangenen und Bediensteten die dies-
bezügliche Verwaltungsvorschrift von
1995 auf den Prüfstand. Ralf Hauboldt
verwies in diesem Zusammenhang auf
Ergebnisse von Anfragen der LINKE-
Fraktion an die Landesregierung aus
den Jahren 2009 und 2011. Der LIN-
KE-Justizpolitiker forderte auch, das
schon längst beschlossene Suizidprä-

ventionskonzept für die JVAen wirk-
sam im Vollzugsalltag umzusetzen.
„Auf dem Papier nutzen solche Dinge
den Betroffenen nicht“, betonte er.
Deshalb dürfen der Kriminologische
Dienst und die Maßnahmen zur Suizid-
prophylaxe nicht unter Haushaltsvor-
behalt gestellt werden.

„Es wäre ein schlechtes Zeugnis für
die Arbeit des Justizministeriums,
wenn sich herausstellen sollte, dass
auch bei diesem aktuellen Todesfall in
Tonna eine Suizidproblematik bzw.
Versäumnisse bei der medizinischen
Versorgung vorliegen sollten“, so Ralf
Hauboldt, der abschließend ankündig-
te, dass die LINKE-Fraktion auch die-
sen aktuellen Todesfall in der JVA Ton-
na und die derzeitige medizinische und
therapeutische Situation in den Thürin-
ger JVAen zur ausführlichen Beratung
in den Justizausschuss des Landtages
bringen wird.


